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Tief Zoran: Großmüllbehälter zerstört PKW – Haftung des Arbeitgebers?  

 

Verhandlung am 11.09.2017 um 11.00 Uhr im Saal 103 des Landesarbeitsgerichts 

Düsseldorf 

 

Am 05.05.2015 parkte der Arbeitnehmer sein Fahrzeug auf dem Betriebshof seiner 

Arbeitgeberin, der beklagten Gemeinde. Diese hatte den Mitarbeitern gestattet, ihre 

Wagen dort während der Dienstzeit abzustellen. Auf dem Betriebshof befand sich ein 

Großmüllbehälter. Dieser wurde durch Windeinwirkung gegen den PKW des Arbeit-

nehmers geschoben, der so stark beschädigt wurde, dass er einen wirtschaftlichen 

Totalschaden erlitt. Die Differenz von 1.380,00 Euro zwischen Wiederbeschaffungs-

wert und Restwert zahlte die klagende Versicherung an den Arbeitnehmer. Ausweis-

lich des von der Versicherung eingeholten Wettergutachtens herrschte am 05.05.2015 

eine Windgeschwindigkeit von 85 km/h.  

Die Versicherung verlangt aus übergegangenem Recht von der Gemeinde die Zahlung 

von 1.380,00 Euro sowie die Erstattung der Kosten des Gutachtens von 47,00 Euro. 

Sie meint, die Gemeinde habe die ihr gegenüber ihrem Arbeitnehmer obliegende Ver-

kehrssicherungspflicht verletzt. U.a. sei das Vorhandensein von Radbremsen zur Si-

cherung des Müllbehälters nicht ausreichend gewesen. Es sei kein hinreichend wind-

geschützter Aufstellort gewählt worden. Die Gemeinde behauptet, einer ihrer Mitarbei-

ter habe den Müllbehälter ordnungsgemäß abgestellt und die Sperren betätigt. Dies 

sei ausreichend gewesen. Durch den Wind sei der Müllbehälter erst umgeworfen und 

dann gegen den PKW geweht worden. Dies sei nicht vorhersehbar gewesen.  

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Anders als das Arbeitsgericht sieht das 

Landesarbeitsgericht die Beweislast dafür, dass keine Verkehrssicherungspflicht ver-

letzt wurde, bei der Gemeinde, d.h. der Arbeitgeberin. Der Umstand, dass deren Groß-

müllbehälter das Fahrzeug des Arbeitnehmers zerstört hat, indiziere die Verletzung 

der Verkehrssicherungspflicht. Anderseits wird zu prüfen sein, ob ein Mitverschulden 

des Arbeitnehmers besteht. Wann hat er erstmals von der Sturmwarnung für den 

05.05.2015 gehört und was hat er unternommen, als er davon Kenntnis erhielt? Nach-

dem der Versuch einer gütlichen Einigung gescheitert ist, wird das Verfahren am 

11.09.2017 fortgesetzt. Zu diesem Termin hat das Gericht zwei Zeugen geladen, und 

zwar den betroffenen Arbeitnehmer und einen Mitarbeiter der beklagten Gemeinde.   
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